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Vor mehr als einem Jahr habe ich über De-
mokratie, Medien und Krieg in einem
HSFK-Standpunkt nachgedacht.1  Der Irak-
Krieg gibt Anlass, an diese Gedanken anzu-
knüpfen und zu überlegen, welche Erkennt-
nisse wir aus den Erfahrungen dieses Jahres
im Hinblick auf diese Thematik führen kön-
nen. Im Mittelpunkt steht dabei der auffälli-
ge Unterschied in der öffentlichen Meinung
zwischen Europa und den Vereinigten Staaten.
Dort wird es auch heute noch für richtig ge-
halten, dass dieser Krieg geführt wurde; in
keinem europäischen Land ist dies so, auch
nicht in Großbritannien. Es zeigt sich, dass
der „Kriegsdiskurs“ – die nach dem 11. Sep-
tember von der Regierung entwickelte Deu-
tung, man befinde sich in einem Weltkrieg
gegen den Terrorismus – das amerikanische
Bewusstsein maßgeblich geprägt und zu ei-

ner anderen Beurteilung der irakischen Fra-
ge geführt hat.

Spricht man mit Bekannten über Krieg und
Frieden, so gewinnt man schnell den Eindruck,
dass alle instinktiv davon ausgehen, Menschen
müssten natürlicherweise gegen den Krieg sein.
Das war schon in Kants Schrift zum ewigen
Frieden so. Er unterstellte, dass selbst rein
utilitaristisch eingestellte Besitzbürger, die
nicht von den moralischen Idealen der Auf-
klärung durchdrungen sind, aus Eigennutz
gegen den Krieg sein müssten. Die Gefahr für
Leib, Leben und Eigentum, so Kant, werde
sie veranlassen, gegen den Krieg zu stimmen,
wenn sie nur an der Entscheidung beteiligt
würden.2  Daher die These von der überlege-
nen Friedfertigkeit der Demokratien.

Leider lehrt uns die Erfahrung etwas ande-
res. Es gibt durchaus Menschen, die den Krieg
gut, schön und erstrebenswert finden. Man
muss selbst im eigenen Land nicht bis ins Mittel-
alter zurückgehen, um ein mit Machismo
aufgeladenes kriegerisches Ethos zu finden.

Ein US-Militärarzt untersucht ein afghanisches Baby, während es von seiner älteren Schwester gehalten wird. Das US-Verteidigungsmi-
nisterium bietet eine gut sortierte offizielle Bildergalerie  an, die mit einer Reihe von Aufnahmen dieser Art die humanitären Beweggründe
der militärischen Einsätze dokumentieren soll.     Quelle: http://www.defenselink.mil

Wie gelingt es einer Regierung, die eigene
grundsätzlich kriegsabgeneigte demo-
kratische Bevölkerung von der Notwen-
digkeit militärischer Einsätze zu über-
zeugen? Und wenn es gelingt, wie kann
die Zustimmung auch dann erhalten
werden, wenn später Nachrichten über
Verluste und Opfer auf beiden Seiten
nicht abreißen?

Im Fall des Irak-Krieges hat die Re-
gierung der Vereinigten Staaten ihre
Staatsbürger überzeugen können, dass
es keine Alternative zu einer militäri-
schen Auseinandersetzung gebe, um die
nationale Sicherheit zu gewährleisten.
Die Mehrheit der Amerikaner glaubt
noch immer, dass Saddam Hussein über
Massenvernichtungswaffen verfügt und
mit der Terrororganisation Al-Qaida
kooperiert – auch wenn es bis heute kei-
ne stichhaltigen Beweise für diese These
gibt. Allerdings nimmt die Unterstüt-
zung für den Irak-Krieg beständig ab,
seitdem die Zahl der Opfer auch nach
der offiziellen Beendigung der Kampf-
handlungen wöchentlich ansteigt.

In Großbritannien ist die Zustimmung
zu Anfang des Krieges inzwischen in eine
Ablehnung umgeschlagen, in anderen
europäischen Ländern wurde und wird
kontrovers diskutiert, selbst wenn die
Gegnerschaft meist überwog.

Harald Müller vergleicht am Beispiel des
Irak-Kriegs die öffentlichen Diskurse bei-
derseits des Atlantiks im Spiegel der Me-
dien. Ein besonderes Augenmerk legt er
auf die Berichterstattung in Zeiten  „ein-
gebetteter Journalisten“, denn die Bot-
schaft „ich bin dabei gewesen“ spielt für
die Glaubwürdigkeit der Berichte eine
Schlüsselrolle.           Marlar Kin
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Heute erleben wir einen anderen Menschen-
typus, der Krieg grundsätzlich positiv bewer-
tet: Kriegsherren und Kriegsbanden, die vom
mörderischen Chaos der Bürgerkriege leben
– vorzugsweise, aber nicht nur, in Ländern mit
schnell und gut vermarktbaren mineralischen
Ressourcen – brauchen den Krieg als Grund-
lage materialer Bedürfnisbefriedigung, persön-
licher Macht und wachsenden Reichtums.
Und natürlich sieht auch der suizidale Ter-
rorist in seinem Heiligen Krieg ein ultimati-
ves Gut. Andernfalls wäre er nicht bereit, sein
eigenes Leben zu opfern.

Und dennoch hat Kant der Tendenz nach
Recht gehabt: Menschen in Demokratien lie-
ben im Allgemeinen den Krieg tatsächlich nicht.
Das vom Königsberger Philosophen ange-
sprochene Kalkül wird tatsächlich angestellt.
Die Leute überlegen sich, was es sie kostet,
welche Risiken sie eingehen usw., wenn es zu
einem Krieg käme. Die gewaltige westeuro-
päische und amerikanische Friedensbewegung
der frühen achtziger Jahre war von der Furcht
vor einem Atomkrieg bewegt, der nur in der
wechselseitigen Vernichtung hätte enden
können. Tatsächlich hat sich die Kriegsab-
neigung jedoch vom reinen Utilitarismus zu
einer moralischen Position weiterbewegt.
Selbst die Bürgerinnen und Bürger in Staaten
mit Berufsarmeen, die sich aus Positionen gro-
ßer Überlegenheit in militärische Interventio-
nen begeben, sind bedenklich. Die Aversion
gerade der amerikanischen Bevölkerung gegen
eine hohe Zahl eigener Gefallener geht stän-
dig in die strategischen Überlegungen und
politischen Entscheidungen der dortigen
Regierung und ihrer Streitkräfte ein. Aber
damit nicht genug; auch um die Toten auf
der gegnerischen Seite sorgt man sich. Das in
der Demokratie verankerte humane Men-
schenbild der Aufklärung spricht Lebens- und
Menschenrechte, die vom Krieg beeinträchtigt
und vernichtet werden, universal allen zu,
auch den Bürgern der „Feindstaaten“.

Demokratische Regierungen können über
diese Präferenzen ihrer Wählerschaft nicht
ohne weiteres hinwegsehen. Die Institutionen
der Demokratie müssen idealiter genügen,
um sie in politische Entscheidungen umzu-
setzen. Hier setzt nun die Rolle der Medien
ein. Sie sind – oder sollen sein – der Ort kon-
troverser Diskurse über Fakten und über
richtiges und falsches politisches Handeln,
in denen demokratische Moral und rationa-
le Nutzenerwägung die Standards für die
öffentliche Meinungsbildung darstellen.

Für die Frage von Krieg und Frieden ist diese
Rolle entscheidend. Von der Grundabneigung

gegen die äußere Gewaltanwendung in De-
mokratien ist schon gesprochen worden. Sie
schafft eine hohe, aber nicht unüberwindbare
Barriere zwischen der Demokratie und der
Initiierung von bewaffneten Feindseligkeiten;
denn wäre diese Barriere eine absolute Schran-
ke, so hätten Demokratien nie kriegerische
Handlungen beginnen dürfen. Dies kam je-
doch immer wieder vor, zuletzt im Irak-Krieg.
Um diese mentalen Widerstände in der Ge-
sellschaft zu überwinden, müssen die Befür-
worter militärischer Interventionen innerhalb
und außerhalb von Regierungen Recht-
fertigungsdiskurse führen. In ihnen geht es
um die moralischen und die nutzenorien-
tierten Gründe, die für und gegen eine krie-
gerische Intervention sprechen. Diese Gründe
müssen gegen den erwartbaren Widerspruch
behauptet und in der öffentlichen Meinung
durchgesetzt werden. Wie alle landesweiten
politischen Diskurse können auch Rechtfer-
tigungsdiskurse über den Krieg nur durch
die Vermittlung der Medien geführt werden.
In ihnen wird sich die Befürwortung militä-
rischer Interventionen jenseits der Selbst-
und Bündnisverteidigung nur dann durch-
setzen lassen, wenn ihren Argumenten durch
die Medien starkes Gewicht verliehen wird.

Rechtfertigungsdiskurse im
Zusammenhang mit dem Irak-
Krieg

Der Rechtfertigungsdiskurs im Falle Irak
ging von Teilen der amerikanischen Regie-
rung und ihren Unterstützern aus und hatte
eine Vorgeschichte, die bis in die frühen
neunziger Jahre zurückreicht. Er nahm an
Intensität mit dem 11. September enorm zu,
obgleich die Verbindung Saddam-Osama
sich nie auf belastbare Indizien stützen konn-
te. Die Argumentationslinien wurden dann
von der britischen und anderen unterstüt-
zenden Regierungen übernommen.

Auch in der öffentlichen Begründung der
amerikanischen und der britischen Regie-
rung, dass die Kriegführung gegen den Irak
unerlässlich sei, lassen sich nutzenorientierte
und moralische Argumente unterscheiden.
Das zentrale Nutzenargument drehte sich
um die Gefahr, die Saddam Hussein für die
westlichen Länder darstelle und die weiter
wachsen werde; der präventive Krieg sei not-
wendig, um die Gefahr im Keim zu erstik-
ken, bevor sie sich nicht mehr handhaben
lasse. Es ging also bei dem Nutzenargument
um die Vermeidung von großem künftigen
Schaden.

Die zum Krieg drängende Schadenserwar-
tung wiederum wurde zum einen mit den
Massenvernichtungswaffenprogrammen des
Irak begründet. Die amerikanische und die
britische Regierung unterstellten, dass das
Land bereits über solche Waffen verfüge und
an weiteren, vor allem an Kernwaffen, unbe-
irrt arbeite. Washington reihte das Vorge-
hen gegen den Irak in den „Krieg gegen den
Terror“ ein und behauptete Verbindungen
zwischen Saddam Husseins Regime und der
Terrororganisation Al-Qaida. Daraus ergab
sich dann das maximale Risiko, dass der Irak
Massenvernichtungswaffen an die Terroristen
weitergeben könnte. Gegenüber dieser Ge-
fahr spielten die Kriegsbefürworter die Risi-
ken einer militärischen Intervention im Vor-
feld herunter. Die an sich logische Erwartung,
die irakische Diktatur werde Massenvernich-
tungswaffen am ehesten zur Verteidigung der
eigenen Existenz einsetzen als für irgend ein
anderes Ziel, wurde heruntergespielt. Der
Kriegseinsatz selbst wurde mit einem verhält-
nismäßig kleinen Truppenkontingent geführt,
und die Kriegführenden strahlten große Zu-
versicht aus, die Kampagne relativ schnell und
mit geringen Verlusten beenden zu können.

Unter den in der Öffentlichkeit von den
politischen Führungen vertretenen Nutzen-
argumenten spielten die hochwichtigen stra-
tegischen Überlegungen zum Nahen und
Mittleren Osten kaum eine Rolle, obwohl sie
gerade bei den neokonservativen Architek-
ten der „Nationalen Sicherheitsstrategie“ wie
Paul Wolfowitz im Vordergrund standen.
Auch das Motiv, die wegen der Ölvorkom-
men strategisch bedeutende Region endgül-
tig von einem gefährlichen Unruheherd zu
befreien, kam praktisch nicht vor. Dies ist
höchst interessant, weist es doch darauf hin,
dass politische und ökonomische Nutzen-
erwägungen demokratische Öffentlichkeiten
nicht zur Zustimmung zu einer offensiven
Kriegführung bewegen, sondern im Gegen-
teil womöglich eher Grundsatzopposition
mobilisieren. So könnte man sich unter uti-
litaristischen Gesichtspunkten fragen, war-
um der Slogan „Kein Blut für Öl!“ stichhal-
tig sein solle: Denn die Versorgung mit Erdöl
ist für die Volkswirtschaften nicht nur im
Westen, sondern weltweit eine Notwendig-
keit. Aber die moralische Orientierung drängt
hier das Nutzenkalkül in Demokratien auf
eindrucksvolle Weise zurück, und die Regie-
rungen passen sich in ihren Rechtfertigungs-
strategien an diesen Umstand an.

Der moralische Argumentationsstrang, den
sie vertraten, hob auf die eklatanten Menschen-
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rechtsverletzungen bis an die Grenze des
Genozids ab, die sich das Regime Saddam
Husseins zuschreiben lassen muss. Beson-
ders prominent waren dabei der Giftgasein-
satz gegen die kurdische Minderheit im Jah-
re 1987 sowie die Massenschlächtereien an
den Schiiten, als ihr Aufstand nach dem Krieg
von 1991 brutal niedergeschlagen wurde.
Nicht erinnert wurde freilich daran, dass
beide Ereignisse mit westlicher, namentlich
amerikanischer Duldung geschahen. Wäh-
rend des iranisch-irakischen Kriegs unter-
stützten Ost und West einhellig den Irak,
ohne sich von dessen diversen Kriegsverbre-
chen beeindrucken zu lassen. Nach dem
Golfkrieg 1991 versagten die USA den Schi-
iten die Unterstützung, auf die sie sich ver-
lassen hatten, nachdem Präsident Bush selbst
die irakische Bevölkerung aufgefordert hat-
te, einen Regimewechsel herbeizuführen.

Wie man heute weiß, gaben die Regierun-
gen ihren Argumenten einen erheblichen
„Spin“ um den erwünschten Eindruck in der
Öffentlichkeit zu machen. Vor allem galt dies
für die nutzenorientierten Argumente. Die
Medien beförderten diese Übertreibungen
nahezu unkritisch, obwohl sie bei gründli-
cher Recherche erkennbar gewesen wären.
Das galt zum einen für die behauptete Ver-
bindung zwischen Al-Qaida und Saddam
Hussein. Hier waren genug gegenläufige Ein-
schätzungen von Experten und europäischen
Geheimdiensten zugänglich, um die
Gefahrenbehauptung der Alliierten gründ-
lich in Zweifel zu ziehen. Das galt gleichfalls
für die Berichte über den Stand der Massen-
vernichtungswaffenproduktion: Bereits der
Vergleich zwischen dem – durchweg recht
nüchternen – Ton des veröffentlichten briti-
schen Geheimdienstberichts von September
2002 und dem alarmistischen Tenor des Vor-
worts von Tony Blair war ein Warnsignal,
das niemand übersehen konnte, der den Be-
richt von Anfang bis Ende durchgelesen hat-
te. Das Versagen der Medien, hier die erfor-
derliche kritische Skepsis an den Tag zu legen,
beeinträchtigte die Chancen des Publikums,
sich im Austausch kontroverser Positionen
eine eigene Meinung zu bilden; allerdings war
diese Wirkung für die Entwicklung eines selb-
ständigen Meinungsbilds dann doch nicht
fatal (s.u.).

Nicht unerwähnt bleiben soll, dass gelegent-
lich die Medien selbst „Spin“ in die Debatte
einführen. Ein eindrucksvolles Beispiel erleb-
ten wir im eigenen Land: Ein Journalist „dreh-
te“ Erkenntnisse des BND in die Richtung,
dass Saddam Hussein über große Mengen

Pocken-Erreger verfüge und die Bundesre-
gierung diese Information bewusst unter-
drücke, um ihre Anti-Kriegshaltung beibehal-
ten (und vielleicht auch teuren Vorbeuge-
maßnahmen ausweichen) zu können. Es half
nichts, dass der kompetenteste Experte in
Deutschland, der Direktor des Robert-Koch
Instituts, Professor Kurt, die Meldung als
gegenstandslos abtat. Sie fand zielsicher ih-
ren Weg in die Sun Robert Murdochs in
Großbritannien, wo sie als ein Beweis für die
Doppelzüngigkeit und das Verrätertum der
kriegsunwilligen Deutschen präsentiert wurde.

Aber auch in die entgegengesetzte Richtung
hat der BBC-Journalist Gilligan seinen regie-
rungskritischen Berichten einen „Spin“ auf-
gesetzt. Von einer bewussten Fälschung des
britischen Geheimdienstberichts vom letzten
September durch Downing Street 14 hatte
ihm der Waffenexperte David Kelly nichts
erzählt, wie Gilligan später zugeben musste.
Aber es machte seinen Sendebeitrag eben viel
interessanter.

Unterschiede zwischen den
westlichen Demokratien

Im Umgang mit dem Für und Wider des
Irak-Kriegs gab es in der Konstellation Re-
gierung/Medien in den westlichen Demokra-
tien ganz erhebliche Unterschiede. Frankreich
wies fast lückenlose Übereinstimmung in der
Kriegsgegnerschaft zwischen Regierung und
Medien auf. In Deutschland war die Regie-
rung entschieden gegen den Krieg. Die Me-
dien waren überwiegend kritisch, aber es gab
im konservativen Medienspektrum auch
Stimmen, die die amerikanisch-britische Po-
sition vertraten. In Spanien unterstützte die
Regierung mit Nachdruck die USA, in den
Medien wurde eine höchst kontroverse De-
batte geführt. In den USA und in Großbritan-
nien vertraten die Regierungen offensiv die
Argumente für die militärische Intervention,
ein erheblicher Teil der Medien übernahm
diese Position unkritisch, gelegentlich auch
enthusiastisch und mit chauvinistischen
Obertönen, wobei sich das Murdoch-Impe-
rium durch besonders schrille Töne aus-
zeichnete. Die amerikanische Regierung ver-
stärkte diese Wirkung, indem sie den
„patriotischsten“ Sender, Fox News, bevor-
zugt bediente. In Italien folgte die Regierung
dem amerikanischen Kurs, und sie kontrol-
liert einen erheblichen Teil der Medienwelt;
aber oppositionelle Stimmen blieben in der
italienischen Medienlandschaft stets laut-
stark hörbar.

Erläuterung

Zur Untermauerung der „Macht der Bilder“
befindet sich dieser Hinweis unter den mei-
sten Photographien in der Bildergalerie der
Webseite des US-Verteidigungsminis-
teriums:

„This picture was taken during Operation
Iraqi Freedom. OIF is the multinational
coalition effort to liberate the Iraqi people,
eliminate Iraq's weapons of mass destruction
and end the regime of Saddam Hussein.“

Quelle: http://www.defenselink.mil
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Trotz dieser wesentlichen Konstellations-
Unterschiede herrschte in den Öffentlich-
keiten beiderseits des Atlantik lange Zeit mehr-
heitlich eine vergleichbare Position vor:
überwiegende Gegnerschaft (Italien, Spani-
en, Frankreich, Deutschland) oder jedenfalls
keine Intervention ohne Mandat der Verein-
ten Nationen.

Auch in den USA galt dies. Dort schlug al-
lerdings die Stimmung nach dem 5. Februar
um, dem Tag, an dem Außenminister Colin
Powell sein „staatsanwaltliches Plädoyer“ ge-
gen den Irak im Sicherheitsrat vorgetragen
hatte. Danach gab es in den USA eine Mehr-
heit für den Angriff, auch wenn der Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen nicht zustim-
men würde. Die europäischen Öffentlichkeiten
hingegen zeigten sich von Powells Vortrag
unbeeindruckt.

Nüchtern besehen glich die Szenerie einem
im Fernsehen übertragenen Schauprozess.
Die Anklageschrift wurde verlesen, ohne dass
es eine Verteidigung gab. Die vorgelegten
„Beweise“ wurden von niemandem im Detail
in Zweifel gezogen. Eben dies gab den Aus-
schlag für das Umschwenken der amerika-
nischen Bevölkerung. Sie konnten im Fern-
sehen zusehen, wie ihr Außenminister diese
mit Details gespickten Indizien vortrug, wäh-
rend die anderen Staatenvertreter ungerührt
die vorbereiteten Reden ablasen. Der Ein-
druck, der Sicherheitsrat sei nicht gewillt, das
amerikanische Anliegen ernsthaft zu behan-
deln und daher letztlich eine irrelevante
Quasselbude, wirkte überwältigend. Die Re-
gierung und ihre Parteigänger, namentlich
diejenigen unter den Republikanern, die der
UNO seit jeher ablehnend oder gar feindse-
lig gegenüberstehen, bemühten sich erfolg-
reich, diesen Eindruck noch zu verstärken.
Das Ansehen der Vereinten Nationen in den
USA sank merklich nach dem 5. Februar, um
sich erst in der Nachkriegszeit wieder zu er-
holen, als auch der Regierung deutlich wurde,
dass man die Weltorganisation eben doch
brauchte, wenigstens um sich selbst zu ent-
lasten. Niemand vermittelte dem amerika-
nischen Publikum Kenntnisse über das Pro-
tokoll von Sicherheitsratssitzungen und die
Gepflogenheiten des diplomatischen Aus-
tauschs – natürlich mussten die Außenmi-
nister ihre vorbereiteten und abgestimmten
Statements vortragen; Powell hatte dasselbe
getan. Auch wäre es den Kriegsgegnern kaum
möglich gewesen, die eigenen, den amerika-
nischen zuwiderlaufenden Geheimdienst-
erkenntnisse in öffentlicher Sitzung des
Sicherheitsrats vorzutragen, obwohl sie na-

türlich darüber verfügten. Das ohnedies ge-
spannte Verhältnis zu den USA wäre uner-
träglich belastet worden. Das „Beweismate-
rial“ selbst wurde in den USA nicht kritisch
diskutiert, sodass Powell nachhaltig Eindruck
hinterlassen hatte.

Auch in Großbritannien kam es vorüber-
gehend zu einem Schwenk der öffentlichen
Meinung, jedoch erst nach Kriegsbeginn. Der
bekannte „sich-um-die-Flagge-scharen“-Ef-
fekt3 , der bereits häufig in Demokratien be-
obachtet wurde, zeigte seine Wirksamkeit:
Wenn geschossen wird, gibt es eine Welle von
Solidarität mit den eigenen Truppen und eine
unbedingte Loyalität mit dem obersten Be-
fehlshaber. Sie klingt erst ab, wenn sich der
Krieg unerwartet in die Länge zieht. In Groß-
britannien wendete sich die öffentliche Mei-
nung erst nach dem Krieg wieder, als Zweifel
an den Begründungen Tony Blairs und die
Kelly-Affaire, die dem Selbstmord des Regie-
rungsbeamten und Waffenexperten David
Kelly folgte, die Mehrheit wieder ins Lager
der Kriegsopposition trieb.

Wie die Erfahrung des Irak-Kriegs bezogen
auf das Verhältnis Regierung-Medien-
Öffentlichkeit lehrt, sind der Manipulierbar-
keit Grenzen gesetzt. Die Beispiele Großbri-
tannien, Italien und Spanien zeigen, dass auch
bei einer gezielten Kommunikationsstrategie
seitens der Regierungen die Öffentlichkeit in
der Lage ist, sich eine eigene, von Regierungs-
positionen abweichende Mehrheitsmeinung
zu bilden. Der ungleiche Zugang von Regie-
rung und Kriegsopposition zu den Medien
schlägt sich also nicht zwingend im Ergebnis
nieder. Offensichtlich genügte in den genann-
ten Fällen die Präsenz einer kritischen Min-
derheit in der Mediendiskussion, um diese
unabhängige Meinungsbildung zu ermögli-
chen. Auch die Rückkehr der zeitweiligen
Ausnahme Großbritannien in den europäi-
schen „Mainstream“ im Gefolge der Kelly-
Affäre bestätigt das.

Einzig die USA bilden eine Ausnahme. Dort
hält es nach wie vor eine klare Mehrheit für
richtig, dass ihr Land den Krieg gegen den
Irak geführt hat. Dass bislang keine Mas-
senvernichtungswaffen gefunden wurden,
dass der stellvertretende Außenminister frei-
mütig erklärt hat, die Konzentration auf das
Argument, der Irak verfüge über Massen-
vernichtungswaffen sei gewählt worden, weil
nur damit eine gemeinsame Regierungs-
position zu erzielen gewesen sei, dass mitt-
lerweile auch der Präsident eingeräumt hat,
es gebe keinen Beweis für eine Verbindung
von Saddam Hussein und Al-Qaida – all das

hat diese Einstellung der meisten Amerika-
ner nicht erschüttert. Die ungebrochene Be-
fürwortung des Kriegs ist die wesentliche
Differenz zwischen amerikanischen und eu-
ropäischen Öffentlichkeiten; in den meisten
übrigen Fragen der Außenpolitik, das zeigen
Umfragen, denken Durchschnittsamerikaner
und -innen weit mehr wie die Europäer als
die eigene Regierung. Der Unterschied im
Bezug auf den Irak-Krieg ist daher auffällig
und bedarf der Erklärung.

Nach dem 11. September: Die
Macht des Kriegsdiskurses

Dieser Unterschied reiht sich ein in eine
fundamental unterschiedliche Deutung des
11. September und seiner Konsequenzen, die
zwischen den USA und Europa zu beobach-
ten sind: Die USA und ihre Bevölkerung wäh-
nen sich in einem Weltkrieg, der mit den bei-
den vorangegangenen vergleichbar ist. Die
Europäer sehen das anders.

Dabei war nicht der Schock des Ereignisses
selbst ausschlaggebend, der natürlich die
Amerikaner härter getroffen hat als ihre eu-
ropäischen Partner. Vielmehr war die politi-
sche Deutung entscheidend, die jeweils an-
geboten und akzeptiert wurde. Der
amerikanische Präsident bezeichnete die neue
Lage kurz nach den Anschlägen als Kriegs-
zustand; das war durchaus nicht zwingend,
auch nicht unter Gesichtspunkten der Zweck-
mäßigkeit. Denn als Krieger anerkannt zu wer-
den, ist schließlich ein Ziel der Terroristen, die
sich selbst als „Heilige Krieger“ verstehen. Es
kann ihr Ansehen unter denjenigen heben,
die sie selbst als ihre Klientel verstehen. Wie
dem auch sei, die Medien in den USA über-
nahmen unverzüglich und ohne kritische
Prüfung den Schlüsselbegriff „Krieg gegen den
Terror“ und transportierten ihn ins öffentliche
Bewusstsein. Die amerikanische Bevölkerung
akzeptierte diese Deutung als gültig.

In Europa hingegen schlug der Kriegsbegriff
keine Wurzeln, weder in den politischen Eliten
noch in den Öffentlichkeiten. Man sprach
vom „Kampf gegen den Terrorismus“ oder
der „Anti-Terror-Kampagne“. Die wichtig-
sten Mittel zur Terrorbekämpfung wurden
in der geheimdienstlichen Zusammenarbeit
und in den Anstrengungen der Ermittlungs-
behörden gesehen. Auch wurde viel darüber
gesprochen, mit welchen Instrumenten sich
das Umfeld so gestalten ließe, dass den Ter-
roristen ihre Rekrutierungsversuche schwerer
gemacht würden. Diese Auseinandersetzung
mit dem Terrorismus wurde im öffentlichen
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Diskurs deutlich von den eigentlichen Krie-
gen in Afghanistan (wo es darum ging, eine
Regierung, die dem Terror eine Heimstatt bot,
auszuschalten) und dem Irak (wo die Euro-
päer überwiegend keine Verbindung zur Al-
Qaida und zur Terrorbekämpfung sahen) un-
terschieden.

Dieser fundamentale Unterschied in der
Wahrnehmung der Lage hat nicht nur mit
der Tatsache zu tun, dass der Gewaltakt in
den USA stattfand und von den Ame-
rikanern, die anders als die Europäer ein hi-
storisches Gefühl der Unverwundbarkeit hat-
ten, daher anders wahrgenommen wurde.
Die hautnahe Gewalterfahrung wurde von
der gegenwärtig politikbestimmenden neo-
konservativen Elite mit dem Deutungsan-
gebot des „globalen Krieges gegen den Ter-
ror“ in eine Bahn gelenkt, die ihrer Weltsicht
und ihren außenpolitischen Präferenzen ent-
sprach. Mit der Annahme dieses Deutungs-
gebots durch den überwiegenden Teil der
Medien und anschließend durch die Mehr-
heit der Bevölkerung etablierte sich der
Kriegsdiskurs in den Vereinigten Staaten.

Dass sich der Topos „Krieg gegen den Ter-
ror“ in den USA durchsetzte, hatte weitrei-
chende Folgen. Um dies zu verstehen, müssen
wir uns kurz mit der
Sprechakttheorie
auseinandersetzen,
die die Wirkungen
sprachlicher Äuße-
rungen – nicht nur
ihre Bedeutung –
thematisiert. Spra-
che ist nämlich mehr
als die Mitteilung
von Inhalt. Sprech-
akte sind zugleich
reale Handlungen,
die durch ihre Wir-
kung auf die Zuhö-
rerschaft soziale
Kontexte verändern
können. Denn ein
Sprechakt enthält ein Deutungsangebot für
eine soziale Situation. Wird dieses Angebot
vom Auditorium – hier der amerikanischen
Bevölkerung – angenommen, so ist eine so-
ziale Situation definiert, bestimmte Hand-
lungen werden gefordert und erlaubt, ande-
re verboten.

Medien sind in diesem Prozess von großer
Wichtigkeit. Sie sorgen dafür, dass der Sprech-
akt keine individuelle oder Kleingruppen-An-
gelegenheit bleibt, sondern das größtmögliche
Auditorium erreicht. Wenn Medien die Deu-

tungsangebote einer Regierung annehmen, so
erzeugen sie in Richtung Öffentlichkeit einen
hohen Druck, diese Deutung gleichfalls zu über-
nehmen.

Durch seinen extremen Gehalt verändert
der Sprechakt, der den Kriegsdiskurs als gel-
tende Deutung etabliert, die normalen sozia-
len und politischen Gegebenheiten von Grund
auf. Dieser Sprechakt definiert eine Extrem-
situation jenseits der gesellschaftlich-politi-
schen Normalität, deren Gegenteil der Krieg
ist. Er beschwört die existenzielle Höchst-
gefahr für das Gemeinwesen und die darin
lebenden Menschen. Er unterstellt den Zwang,
extreme Maßnahmen zu ergreifen, und legiti-
miert die Suspendierung der normal gelten-
den Regeln. Und er enthält die Botschaft, dass
all dies keine Frage der Willkür, keine Option
ist, die man wählen oder nicht wählen kann,
sondern bittere, eherne Notwendigkeit.

In den Demokratien entsteht eine etwas kom-
pliziertere Sprechakt-Kette. Das Deutungsan-
gebot der Regierungen muss zunächst von
einem erheblichen Teil der Medien angenom-
men werden. Diese sind nicht nur Transmis-
sionsriemen, sondern durchaus selbständi-
ge Akteure. Vermitteln sie die Deutung der
Lage als Krieg an das Publikum weiter, muss

es zu einem zweiten Anerkennungsakt durch
die öffentliche Meinung kommen. Danach
ist der Diskurs etabliert.

Der Kriegsdiskurs verändert das Verhält-
nis Regierung/Gesellschaft: Denn Krieg ist
die „Stunde der Exekutive“. Sie kann alle
Vollmachten beanspruchen, um die Gemein-
schaft in der Stunde der Not gegen die Feinde
zu schützen. Bürgerrechte, die im normalen
Leben mit äußerster Entschlossenheit gegen
die Zugriffe der Behörden verteidigt wür-
den, können eingeschränkt oder gar außer

Präsident Bush bei der Ausgabe des traditionellem Thanksgiving-Dinners an Soldaten in Baghdad am
27.11. 2003 . Sein überraschender Truppenbesuch am diesem wichtigen amerikanischen Feiertag  ver-
fehlte seine Wirkung in der Öffentlichkeit nicht. Quelle: http://www.defenselink.mil
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Kraft gesetzt werden. Schranken der exeku-
tiven Handlungsfreiheit im Innern fallen. Die
Überwachung darf ausgeweitet, die Macht
der Dienste und der Polizei beträchtlich er-
höht werden, ohne dass nennenswerter Wi-
derstand sich regt.

Denn der Kriegsdiskurs mobilisiert außer-
gewöhnliche Bürger-Loyalität: Der „sich-
um-die-Flagge-scharen“-Effekt setzt ein. In
der Stunde der Not verlangt und verdient
die Regierung Treue und Vertrauen. Die Op-
position verstummt. Wer es gegen den
Strom wagt, die kritische Stimme zu erhe-
ben, gerät unter den Generalverdacht, „nütz-
licher Idiot“ zu sein oder, noch schlimmer,
als Teil einer „fünften Kolonne“ zu wirken.
Den Commander in Chief kritisiert man
nicht. Dass sich die amerikanische Regierung
dieser Wirkung durchaus bewusst ist, zeigte
die perfekte Inszenierung der Landung Bushs
in voller Kampfmontur auf dem Flugzeug-
träger Abraham Lincoln, ein bisher einmali-
ger Bruch in der „Zivilität“ amerikanischer
Präsidenten.

Diffuse Feindbilder polarisieren sich in aller
Schärfe. Dass tatsachenwidrig drei Viertel der
Amerikaner glauben, Saddam Hussein habe
mit dem 11. September zu tun, ist ohne diesen
sozialpsychologischen Effekt nicht zu verste-
hen. Eine Umfrage im September 2003 ergab,
dass mehr als zwei Drittel der Befragten die
Hand Saddam Husseins hinter dem 11. Sep-
tember vermuten, 41% glauben, es seien
Massenvernichtungswaffen gefunden worden
(unter den befragten Republikanern sogar
55%) und 21% gar der Meinung waren, der
Irak habe solche Waffen gegen die Alliierten
eingesetzt. Die Wirkung der über die Medien
vermittelten Regierungspropaganda ist also
beeindruckend.4  Was irgendwie als Feind
identifiziert ist, wird zusammengedacht. Der
Kriegsdiskurs begünstigt das Kondensieren
von Weltsicht in binäre Freund/Feind-Bil-
der.

Auch das Verhältnis Politik-Medien-Publi-
kum verändert sich. Die Politik empfindet
ein größeres Bedürfnis, Medien zu gängeln,
zu zensieren oder mit „Zuckerbrot und Peit-
sche“ zur Konformität zu zwingen. Denn ab-
weichende Meinungen und Kritik drohen die
Einheit der Nation zu zerstören, die als Waf-
fe im Krieg unerlässlich scheint. Diese An-
strengungen, Zensur zu üben, erfahren in
Kriegszeiten auch größere öffentliche Unter-
stützung, nicht zuletzt von nicht unerhebli-
chen Teilen der Medienwelt selbst.

Seit 1982, dem Falkland-Krieg, haben bri-
tische und amerikanische Regierungen den

Umgang mit Medien im
Krieg ständig verfeinert.
Die Bewegungsfreiheit
und der Verzicht auf
Zensur, die den Viet-
nam-Journalismus ge-
prägt hatten, waren der
Bildung von „Journa-
listenpools“ mit privile-
gierten Berichterstat-
tungsmöglichkeiten
und der Unterzeichnung
von Verpflichtungser-
klärungen durch die
Kriegsreporter gewichen,
die dem Militär Einwir-
kungsmöglichkeiten auf
die übermittelten Inhal-
te einräumten. Der „ein-
gebettete Journalis-
mus“ im Irak-Krieg
stellte den bisher letzten
Schritt dar. Weniger der
Umstand äußerer Zen-
sur, als vielmehr die
durch das „Eingebettet-
sein“ geschaffene sozia-
le Situation nahm einen
höchst subtilen Einfluss
auf die Berichterstat-
tung. Die Journalisten
marschierten mit der Truppe. Sie teilten die
Schwierigkeiten des soldatischen Alltags und
auch die Gefahren des Kriegsgeschehens mit
ihren „Kameraden“. Die Truppe gewährte
ihnen den notwendigen Schutz gegen die Ira-
ker, die – da sie mit einem Angriff auf die
amerikanischen und britischen Verbände
zwangsläufig auch das Leben der „eingebet-
teten“ Journalisten gefährdeten – objektiv die
Feinde der Journalisten wurden. Es entwik-
kelten sich Loyalitäts- und Dankbarkeits-
gefühle, die einen Schleier über die objektive
Berichterstattung legten. Den eigenen Lebens-
rettern pfuscht man nicht ins Geschäft. Be-
richterstattung über Wäsche waschende, es-
sende und schlafende Soldaten gaben dem
Krieg ein menschliches Gesicht – auf der
Siegerseite. Ausgewogen hätte diese Bericht-
erstattung nur sein können, wenn auch Jour-
nalisten bei irakischen Familien „eingebet-
tet“ gewesen wären, die in Nasirijah oder
Bagdad die Schrecken des Kriegs im Alltags-
leben auf der Verliererseite (und nicht nur
im Journalistenhotel) miterlebt hätten. Über
die „eingebetteten Journalisten“ hatten die
Alliierten ein wirksames Instrument, ohne
unziemlichen Druck die eigenen Gesichts-

punkte in der Berichterstattung verstärkt zur
Geltung zu bringen.

Freilich hatte die „Einbettung“ in der ersten
Kriegswoche auch einen unerwünschten Ef-
fekt. Die plötzlich in die Dramatik des Kriegs-
geschehens geworfenen Medienvertreter wer-
teten die irakische Gegenwehr als Rückschlag
für die Marschpläne der Alliierten. Die Kriegs-
berichterstatter hatten sich anscheinend nicht
vorstellen können, dass der irakische Geg-
ner es wagen könnte, zurückzuschießen!
Über dieser Aufgeregtheit, unerwartet richti-
ge Schlachten zu sehen, entgingen den Berich-
tenden die eigentlich wichtigen Fakten: Auf
welch niedrigem Niveau die Gegenwehr er-
folgte; dass der amerikanisch-britische Vor-
marsch mit atemberaubender Geschwindig-
keit ablief; dass es die Iraker trotz sich immer
weiterer Ausdehnung der Verbindungslinien
nicht einmal schafften, den Nachschub
durch „weiche“ Lastwagenkonvois zu unter-
binden (die Guerilla nach Kriegsende ist hier-
bei viel effektiver als die Truppe während des
Kriegs); dass der Einsatz von Massenvernich-
tungswaffen ausblieb. Zornige Generäle ver-
suchten in Katar und in Washington begreif-
lich zu machen, dass alles nach Plan lief

US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld lässt sich von der Presse auf dem Rollfeld einer Air Base
befragen – und mit einem futuristisch anmutenden Kampflugzeug im Hintergrund photographieren.

Quelle: http://www.defenselink.mil
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(womit sie weitgehend Recht hatten). Aber
gelegentlich wurde anscheinend „Comical
Ali“ – dem irakischen Informationsminister
– mehr geglaubt.

Aber auch auf der Nachfrageseite, seitens des
Publikums, verändert sich der Geschmack. Ein
starkes Bedürfnis nach Geschlossenheit und
Solidarität muss von den Medien befriedigt
werden. Die Menschen bevorzugen gute
Nachrichten über die eigene, schlechte über
die gegnerische Lage. Und auch Chauvinis-
mus, das emphatische Zelebrieren der eige-
nen Positionen, ist gefragt.5  Medienvertreter
verspüren daher einen starken Konformitäts-
druck. Er geht vom Publikum auf sie über,
viele Journalisten spüren ihn jedoch auch aus
sich selbst heraus. Schließlich sind sie auch
Mitglieder der in höchster Gefahr befindli-
chen Gemeinschaft und teilen somit die
Gefühlslage ihrer Landsleute.6  Die Medien
tendieren in einer vom Kriegsdiskurs gepräg-
ten Gesellschaft daher zur „Schoßhund“-
Rolle und vernachlässigen ihre „Wachhund“-
Funktion.7

Die auswärtige Dimension des
Kriegsdiskurses

Auch im Wirken nach Außen eröffnet die
Akzeptanz des Kriegsdiskurses durch die
Medien und die Bevölkerung neue, unge-
wöhnliche Handlungsmöglichkeiten, die
noch dazu von der Öffentlichkeit vehement
mitgetragen werden, solange ihre Kosten
nicht allzu negativ zu Buche schlagen. An er-
ster Stelle steht dabei die Polarisierung, die
der vom Kriegsdiskurs erwirkten Grenz-
ziehung zwischen „uns” und „dem Feind“ im
öffentlichen Bewusstsein entspricht. Präsi-
dent Bush hat diese aktive Polarisierung auf
die griffige Formel gebracht „Entweder ihr
seid für uns, oder ihr seid für die Terrori-
sten“. Im internationalen Feld zeigt dies nicht
immer die gewünschte Wirkung, wie die Aus-
einandersetzungen um den Irak-Krieg zei-
gen. Aber im Innern hilft es der weiteren
Formierung der öffentlichen Meinung.

Rechtsschranken, die im Normalfall gel-
ten, entfallen im Krieg. Nie erlangte der un-
heilige Satz „der Zweck heiligt die Mittel“ eine
so umfassende Gültigkeit. Unter den ameri-
kanischen Neokonservativen galt die Fesse-
lung der Handlungsfreiheit der USA seit lan-
gem als Sicherheitsrisiko und der Rolle des
Landes im internationalen System als unan-
gemessen. Eben deshalb hatten sie in der Re-
gierung durchgesetzt, dass schon vor dem
11. September eine Reihe von internationa-

len Abkommen und Verhandlungen sabo-
tiert wurden. Erst nach dem 11. September
jedoch setzten sie den von Rechtsschranken
freien Anspruch, nach Gutdünken auch Prä-
ventivkriege führen zu dürfen, als politisches
Prinzip durch, wie es sich in der „Nationalen
Sicherheitsstrategie“ und im Irak-Krieg prak-
tisch niederschlug. Der Kriegsdiskurs ver-
schaffte hierfür die Loyalität und nahezu
kritikfreie Unterstützung, die wohl in Frie-
denszeiten kaum verfügbar gewesen wäre.
Und entgegen vielen Hoffnungen, der
Wunsch nach einer stabilen „Anti-Terror-
Koalition“ werde die US-Regierung zum
Multilateralismus zurückführen, schritt die
Demontage multilateraler Vereinbarungen
und Verhandlungen ungerührt weiter voran.

Allerdings hat der Kriegsdiskurs auch für
die Vereinigten Staaten selbst gravierende
Nachteile, die sich in schädlichen Langzeit-
wirkungen niederschlagen. Die unmittelbare
Notwendigkeit der Verteidigung und Gegen-
offensive verdrängt das Verlangen nach dem
Verständnis und der Analyse der tiefer-
liegenden Ursachen des Terrorismus. Die
Gegenwehr verengt sich überwiegend auf das
militärische Instrument – so ist das nun ein-
mal im Krieg. Der eklatante Unterschied zwi-
schen der nahezu perfekten Vorbereitung der
militärischen Operationen im Irak und der
stümperhaften und fehlerbehafteten Hand-
habung der Friedensplanung spricht für sich.

Insoweit ist der Kriegsdiskurs mehr als ein
Disziplinierungsinstrument gegenüber den
Medien und der Öffentlichkeit. Er ergreift und
beherrscht auch weitgehend diejenigen, die
ihn als Hegemonialdiskurs durchgesetzt ha-
ben. „Der Diskurs spricht mich“, hat Foucault
einmal gesagt und damit auf den Punkt ge-
bracht, dass die Wirkungsmacht der Worte
auf die Sprecher selbst zurückschlägt.

Die gefährdete Demokratie und
ihre Selbstheilungskräfte

Der Kriegsdiskurs enthält ein beträchtliches
Gefährdungsmoment für die Integrität der
Demokratie, weil er deren Normalität nach
Innen und Außen außer Kraft setzt. Exekuti-
ven weisen ohnedies die Neigung auf, die
Ausnahmelage des Kriegs in Friedenszeiten
hinein verlängern zu wollen. Die dort zur
Verfügung stehenden Herrschaftsmittel ma-
chen das Regieren, machen die Kontrolle ein-
facher.8  Weil es gelungen ist, den „Krieg ge-
gen den Terror“ zum hegemonialen Diskurs
in den USA zu machen, hat sich die US-Re-
gierung zunächst einen zeitlich unbegrenz-
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ten Ausnahmezustand geschaffen. Wenn je-
doch durch diesen Ausnahmezustand die
offene und kontroverse Debatte im Dreieck
Regierung-Medien-Bevölkerung nicht mehr
funktioniert, wird die Beziehung zwischen
Demokratie und Kriegsabneigung durchbro-
chen: Demokratien können dann selbst zur
Quelle von Gewaltanwendung werden. Un-
ter den strategischen Möglichkeiten, die den
Demokratien einwohnende Kriegsabneigung
zu überwinden, ist der Kriegsdiskurs dem-
zufolge besonders wirksam.

Erst wenn die erstarrte Formierung der öf-
fentlichen Meinung im Gefolge des 11. Sep-
tember in den USA aufbricht, ist dort auf
Abhilfe zu hoffen. Sie würde auch weltpoliti-
sche Folgen haben. Erste Anzeichen davon
sind zu erkennen; die amerikanische Demo-
kratie ist im Kern eine robuste Institution,
die über ihre eigenen Selbstheilungskräfte
verfügt. Die unerwarteten, weil den rosigen
Prognosen der Regierung widersprechenden
Entwicklungen im Nachkriegsirak haben
Nachdenklichkeit erzeugt und die Opposition
ermutigt, sich doch wieder zu Wort zu mel-
den. Der beginnende Wahlkampf tut ein
Übriges, um eine kontroverse Debatte zu
motivieren. Denn die demokratischen Wett-
bewerber können Präsident Bush im kom-
menden Jahr schlechterdings nicht schlagen,
wenn sie in allem völlige Loyalität an den
Tag legen. Da der Wahlkampf immer mehr
zum beherrschenden Thema wird, transpor-
tieren die Medien diese kritischen Sichtweisen
zwangsläufig weiter. Das Ansehen des Präsi-
denten ist von nahezu 90% im Oktober 2001
auf knapp über 50% gesunken. Es könnte
sein, dass der Kriegsdiskurs seine zensieren-
de Wirkung in den USA allmählich verliert.
Freilich könnte auch das wieder umschlagen,
wenn ein weiterer großer Anschlag auf ame-
rikanischem Boden ausgeübt würde.

In Deutschland wie im übrigen Europa hat
die erfrischende Meinungsvielfalt auch nach
dem 11. September eine vergleichbare Erstar-
rung, wie sie in den USA der vergangenen
zwei Jahre zu konstatieren ist, verhindert. Sie
war keinem formierenden Kriegsdiskurs aus-
gesetzt, obwohl eine Reihe von Anti-Terror-
Maßnahmen ergriffen wurden und die Bun-
deswehr sich an der Operation Enduring
Freedom, der weltweiten Anti-Terror-Kam-
pagne, beteiligte. Der greifbarste Unterschied
zwischen Europa und den USA, der das Aus-
einanderklaffen der Deutungen erklären
könnte, ist das Fehlen einer strategisch han-
delnden Gruppe, die – den Neokonservativen
in den USA vergleichbar – in den europäi-
schen Ländern den Kriegsdiskurs gezielt zur
Förderung der eigenen weltpolitischen Vor-
stellungen einsetzt. Sicher war die Unmittel-
barkeit des Terrorschocks auch für die ame-
rikanische Bevölkerung größer, jedoch hätte
sie ohne das „Diskurs-Unternehmertum“ der
Neokonservativen innerhalb und außerhalb
der Bush-Administration kaum dieselbe
Langzeitwirkung erzielt.

Der Antikriegs-Diskurs, wie er in der Bun-
desrepublik vorherrschte, hat keine vergleich-

bare formierende Wirkung auf die Gesell-
schaft; obgleich die überwältigende Mehr-
heit der Deutschen die Position der Bundes-
regierung in der Irak-Frage teilt, hat dies die
Regierung nicht davor bewahrt, bei der
„Sonntagsfrage“ weit hinter die Opposition
zurückzufallen. In den Medien ist kein frei-
williger oder erzwungener Loyalitätsdruck zu
bemerken. Für die Demokratie ist dieser
Normalzustand entschieden vorzuziehen.


